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ANFRAGE 

der Abgeordneten Rosenstingl und Kollegen 

an den Bundesminister für öffentliche Wirtschaft und Verkehr 

betreffend: Sicherheitskontrollen von KFZ an den Staatsgrenzen 

Bekanntlich ist Österreich aufgrund der im KFG umgesetzten Bestimmungen des 

Übereinkommens von Wien über den Kraftfahrverkehr verpflichtet, alle Fahrzeuge in jenem 

Zustand, in dem sie in ihren Herkunftsländern zugelassen sind, auch in Österreich fahren zu 

lassen. Dies führt insbesondere im Bereich der Abgasgrenzwerte zu unbefriedigenden 

Situationen, da hier die Österreicher hohe Investitionen in KAT-Autos tätigen mußten, 

während ausländische Fahrzeuge ohne jede Schadstoffkontrolle unsere Luft verpesten dürfen. 

Initiativen der FPÖ, dieses Abkommen in geeigneter Art zu ändern, wurden leider von der 

Koalition abgeschmettert. 

Daneben gibt es jedoch einen Bereich, der auch jetzt schon der Kontrolle offensteht, nämlich 

die sicherheitstechnische . Ausstattung, da diese in dem betreffenden Abkommen sehr wohl 

aufgeführt ist. Leider erfolgen die Kontrollen jedoch offensichtlich nicht in ausreichendem 

Ausmaß, wie zahlreiche folgenschwere Unfälle und eben auch die Ergebnisse der sporadisch 

durchgeführten Kontrollen ergeben. 

Es ist den Fragestellern bewußt, daß die Überwachung prinzipiell in den Bereich der 

Exekutive und damit des Innenministriums bzw. der Länder fällt, hier geht es jedoch 

lediglich um die Frage der Auswirkungen dieser Kontrollen auf die Verkehrssicherheit, die 

eindeutig dem Verkehrsressort zufällt, das ja auch für die kraftfahrrechtlichen Grundlagen 

zuständig ist, sodaß von einer entsprechenden Mitverantwortung wohl auszugehen ist. 

Die unterzeichneten Abgeordneten stellen daher an den Bundesminister für öffentliche 

Wirtschaft und Verkehr nachstehende 
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Anfrage: 

1. Welche konkreten Ergebnisse haben Sie in den Verhandlungen zur Verankerung von 

Abgasvorschriften mit den übrigen Vertragsländem des Übereinkommens von Wien 

über den Straßenverkehr, die Sie zu führen im Zuge der Behandlung des 

diesbezüglichen Antrages der FPÖ versprachen, bisher erzielt? 

2. Wieviele Verkehrsunfälle infolge technischer Mängel an im Ausland zugelassenen 

Fahrzeugen ereigneten sich im Vorjahr? 

3. In welchem genauen Umfang erfolgte die sicherheitstechnische Überprüfung von 

einreisenden KFZ an den Grenzen im vergangenen Jahr? 

4. Welche Ergebnisse brachten die sicherheitstechnischen Überprüfungen einreisender 

KFZ an den einzelnen Grenzübergängen im vergangenen Jahr im Detail (Zahl der 

Kontrollen, Zurückweisungen, Beanstandungen usw.)? 

5. Wurden im Zuge derartiger Kontrollen auch Messungen der Abgasbelastung durch 

diese Fahrzeuge durchgeführt; wenn ja, mit welchem genauen Ergebnis, wenn nein, 

warum - im Hinblick auf die oben genannten Verhandlungen - nicht? 

6. Erscheinen Ihnen diese Kontrollen aufgrund Ihres Kenntnisstandes ausreichend, wenn 

nein, welche Maßnahmen werden Sie treffen, um hier eine Verbesserung 

herbeizuführen? 

Wien, am 25. Februar 1994 
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